Briefing zur Umsetzung der Wohnimmobilienrichtlinie (MCD) in Deutschland

Vergleich der MCD mit dem deutschen Umsetzungsgesetz

1) Nicht umgesetzt im Umsetzungsgesetz: Bedingungen  ("angemessene und objektive Entschädigung") für Höhe der Vorfälligkeitsentschädigung:

MCD recital 66: 

"In den Fällen, in denen die Mitgliedstaaten vorsehen, dass der Kreditgeber Anspruch auf eine Entschädigung hat, sollte es eine faire und objektiv gerechtfertigte Entschädigung für etwaige Kosten in unmittelbarem Zusammenhang mit der vorzeitigen Rückzahlung des Kredits im Einklang mit den nationalen Entschädigungsvorschriften sein. Die Entschädigung darf den finanziellen Verlust des Kreditgebers nicht übersteigen."
MCD art. 25.3: 
Die Mitgliedstaaten können vorsehen, dass der Kreditgeber, sofern gerechtfertigt, eine angemessene und objektive Entschädigung für die möglicherweise entstandenen, unmittelbar mit der vorzeitigen Rückzahlung des Kredits zusammenhängenden Kosten verlangen kann; sie verhängen jedoch keine Vertragsstrafen gegen den Verbraucher. Hierbei darf die Entschädigung den finanziellen Verlust des Kreditgebers nicht überschreiten. Vorbehaltlich dieser Voraussetzungen können die Mitgliedstaaten vorsehen, dass die Entschädigung einen bestimmten Umfang nicht überschreiten darf oder nur für eine bestimmte Zeitspanne zulässig ist.

In der Erläuterung des Gesetzentwurfs zur MCD -Umsetzung (S. 91): 

Artikel 25 Absatz 3 Satz 1 der Wohnimmobilienkreditrichtlinie verlangt darüber hinaus eine „objektive“ Entschädigung. Einer Umsetzung dieses Kriteriums bedarf es, wie bei der Verbraucherkreditrichtlinie, nicht. Gleiches gilt für das in Artikel 25 Absatz 3 Satz 2 enthaltene Erfordernis, dass die Entschädigung den finanziellen Schaden des Kreditgebers nicht überschreiten dürfe. Eine Umsetzung ist nicht erforderlich, da nach deutschem Schadensersatzrecht nur objektiv entstandene Schäden berücksichtigungsfähig sind.
Kommentar: Die Vorgaben des Schadensersatzrechts u. der bisherigen Rechtsprechung reichen nicht, um wie in CARRP festgelegt, eine „angemessene und objektive“ Entschädigung für etwaige Kosten in unmittelbarem Zusammenhang mit der vorzeitigen Rückzahlung des Kredits zu erzielen.
Gründe: (1) Kosten sind für Verbraucher nur sehr schwer nachvollziehbar, deshalb ist eine Nachprüfung der bankseitigen Berechnung kaum möglich.  (2) Außerdem existiert kein Katalog von Kriterien an den sich die Kreditinstitute halten müssen. Die entsprechende Rechtsprechung ist eher eine Sammlung von Entscheidungen ( Kreditinstitute haben deshalb einen Vorteil, der es Ihnen ermöglicht das Vorfälligkeitsentschädigung höher anzusetzen, als ihnen eigentlich zustehen würde.
( Das geltende Schadensersatzrecht reicht für eine Umsetzung von CARRP/MCD nicht aus. Eine konkrete Regelung im Kreditrecht ist deshalb notwendig.

Mögliche Vorschläge zur Umsetzung, gesetzliche Grundlagen um:
· Transparenz u. Standardisierung bei   Kostenmodellen der Banken zu sorgen, damit besser ermittelt werden kann, was eine "faire und objektiv" gerechtfertigte Entschädigung ist

· Auflage dass Vorfälligkeitsentschädigung einen symmetrischer Ausgleich zw. Kreditnehmer u. Kreditgeber schaffen soll 
· Begrenzung des Vorfälligkeitsentschädigung, z. B. auf 5% der Restkreditsumme (VZBV-Forderungen)
2) Nicht umgesetzt im Umsetzungsgesetz zu CARRP/MCD: Beschränkung, dass Koppelungsgeschäfte nur zulässig sind, wenn sie klaren Nutzen für Verbraucher bieten: s. MCD: art. 12.3: 

"Ungeachtet des Absatzes 1 können die Mitgliedstaaten Kopplungsgeschäfte erlauben, wenn der Kreditgeber gegenüber den für ihn zuständigen Behörden nachweisen kann, dass die zu ähnlichen Vertragsbedingungen angebotenen gekoppelten Produkte oder Produktkategorien, die nicht separat erhältlich sind, unter gebührender Berücksichtigung der Verfügbarkeit und der Preise der einschlägigen auf dem Markt angebotenen Produkte einen klaren Nutzen für die Verbraucher bieten. Dieser Absatz gilt nur für Produkte, die nach dem 20. März 2014 vertrieben werden."
--> Umsetzung im Umsetzungsgesetz §492b.3(3)/S. 8: keine explizite Nennung, dass Koppelungsgeschäft bei Aufsichtsprüfung einen klaren Nutzen für Verbraucher bieten muss: 

"(3) Ein Kopplungsgeschäft ist zulässig, wenn die für den Darlehensgeber zuständige

Aufsichtsbehörde die weiteren Finanzprodukte oder -dienstleistungen sowie deren Kopplung mit dem Immobiliar-Verbraucherdarlehensvertrag genehmigt hat.“

Kommentar: Die Bedingung dass ein Koppelungsgeschäft einen klaren Nutzen  für die Verbraucher bieten muss, um vom Mitgliedsstaat erlaubt werden zu können fehlt im Umsetzungsgesetz.

--> damit ist die Richtlinie in diesem Punkt nicht ordnungsgemäß umgesetzt
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